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Text

C. Erflllung der allgemeinen Schulpflicht durch Teilnahme an einem gleichwertigen
Unterricht

Besuch von Privatschulen ohne Offentlichkeitsrecht und hauslicher Unterricht

§ 11. (1) Die allgemeine Schulpflicht kann — unbeschadet des § 12 — auch durch die Teilnahme am
Unterricht an einer Privatschule ohne Offentlichkeitsrecht erfiillt werden, sofern der Unterricht jenem an
einer im § 5 genannten Schule mindestens gleichwertig ist.

(2) Die allgemeine Schulpflicht kann ferner durch die Teilnahme an hduslichem Unterricht erfillt
werden, sofern der Unterricht jenem an einer im 85 genannten Schule — ausgenommen die
Polytechnische Schule — mindestens gleichwertig ist.

(2a) Die Abs.1 und 2 gelten nicht fur Schilerinnen und Schiiler, die eine Deutschforderklasse
gemé&R § 8h Abs. 2 oder einen Deutschférderkurs gemal § 8h Abs. 3 des Schulorganisationsgesetzes zu
besuchen haben. Diese Schillerinnen und Schiller haben ihre allgemeine Schulpflicht jedenfalls fir die
Dauer des Bedarfes einer dieser besonderen Sprachférderungen in 6ffentlichen Schulen oder in mit dem
Offentlichkeitsrecht ausgestatteten Schulen mit gesetzlich geregelter Schulartbezeichnung zu erfillen.

(3) Die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten haben die Teilnahme ihres Kindes an einem im
Abs. 1 oder 2 genannten Unterricht der Bildungsdirektion anzuzeigen. Die Anzeige hat
1. jeweils bis eine Woche nach dem Ende des vorhergehenden Unterrichtsjahres zu erfolgen und
2. jedenfalls die folgenden Angaben und Urkunden zu enthalten:

a) Vor- und Familiennamen, Geburtsdatum und Anschrift jener Person, welche das Kind fuhrend
unterrichten wird,

b) den Ort, an dem der Unterricht erfolgen soll,

c) das Jahreszeugnis Uber das vorangehende Schuljahr oder ein Zeugnis Uber die
Externistenprufung tber die vorangehende Schulstufe,

d) den Lehrplan, nach welchem, und die Schulstufe, auf der der Unterricht erfolgen soll, sowie

e) eine Zusammenfassung des padagogischen Konzepts fiir den Unterricht.
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(4) Der zureichende Erfolg eines im Abs. 1 oder 2 genannten Unterrichtes ist jahrlich zwischen dem
1. Juni und dem Ende des Unterrichtsjahres durch eine Prifung an einer in 8 5 genannten entsprechenden
Schule nachzuweisen, wenn die Schiilerinnen und Schiiler dieser Schulen am Ende des Schuljahres
beurteilt werden. Bei Teilnahme am hauslichen Unterricht gemal Abs. 2 hat ein Reflexionsgespréach ber
den Leistungsstand bis spatestens zwei Wochen nach Ende der Semesterferien stattzufinden, wobei ein
Rechtfertigungsgrund gemal § 9 Abs. 3 diese Frist hemmt. Das Reflexionsgespréch ist
1. mit Kindern oder Jugendlichen, die am hauslichen Unterricht auf der Vorschulstufe oder der 1.
bis 8. Schulstufe teilnehmen, an jener Schule, die bei Untersagung des hauslichen Unterrichts zu
besuchen wdre, oder, wenn geméall Abs.3 Z 2 lit. d der Lehrplan einer allgemeinbildenden
héheren Schule angegeben wurde, an einer Schule dieser Schulart, und
2. mit Kindern oder Jugendlichen, die am hduslichen Unterricht auf der 9. Schulstufe teilnehmen an
einer Schule, an welcher der geméR Abs. 3 Z 2 lit. d angegebene Lehrplan gefthrt wird,

durchzufihren.
Wenn das Kind gemal Z 1 vor Ablauf dieser Frist aus dem Sprengel dieser Schule verzogen ist und

bei Reflexionsgesprachen gemal Z 2, hat das Reflexionsgesprach mit zumindest einem Mitglied der
Prafungskommission gemaR Abs. 5 zu erfolgen.

(5) Die Prifung des zureichenden Erfolges gemaR Abs. 4 erster Satz muss an einer Schule im
ortlichen Zustandigkeitsbereich jener Schulbehodrde abgelegt werden, die fiir die Einhaltung der
Schulpflicht zustdndig ist. Die Schulbehérden haben mit Verordnung gemal 842 Abs.4 des
Schulunterrichtsgesetzes zumindest zwei Prifungskommissionen einzurichten.

(6) Die Bildungsdirektion hat die Teilnahme an einem solchen Unterricht zu untersagen und
anzuordnen, dass das Kind seine Schulpflicht im Sinne des § 5 zu erfiillen hat, wenn

1. mit Uberwiegender Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, dass die im Abs. 1 oder 2 geforderte
Gleichwertigkeit des Unterrichtes nicht gegeben ist, oder

2. gemiB Abs. 2a eine o6ffentliche Schule oder eine mit dem Offentlichkeitsrecht ausgestattete
Schule mit gesetzlich geregelter Schulartbezeichnung zu besuchen ist, oder

3. das Reflexionsgesprach gemal Abs. 4 nicht durchgefiihrt wurde, oder

4.eine Prufung aufgrund der Bestimmung gemdR 8§42 Abs.6 letzter Satz des
Schulunterrichtsgesetzes vor dem Ende des Unterrichtsjahres, fiir welche der hausliche Unterricht
angezeigt wurde, nicht moglich ist, oder

5. Umstande hervortreten, aufgrund welcher mit Gberwiegender Wahrscheinlichkeit anzunehmen
ist, dass die Teilnahme am hé&uslichen Unterricht gemaR Abs. 2 dem Besuch einer 6ffentlichen
Schule nicht mindestens gleichwertig ist, oder

6. der Nachweis des zureichenden Erfolges vor dem Ende des Unterrichtsjahres nicht erbracht
wurde. Treten Umstande hervor, die eine Gefahrdung des Kindeswohls befiirchten lassen, so
sind, wenn nicht gemaR 8§ 78 der Strafprozessordnung 1975, BGBI. Nr. 631/1975 vorzugehen ist,
die Behdrden der allgemeinen staatlichen Verwaltung oder die Kinder- und Jugendhilfe zu
informieren.

Schlagworte
Vorname, Kinderhilfe

Zuletzt aktualisiert am
20.04.2023

Gesetzesnummer
10009576

Dokumentnummer
NOR40252108

www.ris.bka.gv.at Seite 2 von 2



	C. Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht durch Teilnahme an einem gleichwertigen Unterricht

